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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Alters- 
grenze von Richtern an den oberen Bundesgerich- 
ten und Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbei^uführen. 

Federführend ist der BunJesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 15. Oktober 
1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und keine Einwendungen ei hoben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäis-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 


über die Altersgrenze von Richtern an den oberen Bundesgerichten 
und Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesrichter an den oberen Bun- 
desgerichten und die Mitglieder des Bundes- 
rechnungshofes treten mit Ablauf des Monats 
in den Ruhestand, In dem sie das achtundsech- 
zigste Lebensjahr vollenden. Diese Regelung 
gilt bis zum 31. Dezember 1956. 

(2) Die Vorschriften des § 41 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes finden keine Anwen- 
dung. 

§ 2 

Bundesrichter an den oberen Bundesge- 
riditen und Mitglieder des Bundesrechnungs- 
hofes, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1954 das achtundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet haben, treten mit dem Ende des Jah- 
res 1954 in den Ruhestand. 


§3 

(1) Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 gelten 
nicht für Bundesrlditer, die nach Artikel 97 
Abs. 2 des Grundgesetzes unter Belassung des 
vollen Gehalts aus dem Amt entfernt worden 
sind oder werden. Sie treten mit dem Ende 
des Monats in den Ruhestand, in dem sie das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden, und 
falls sie über diesen Zeitpunkt hinaus ver- 
wendet werden, mit ihrer Entfernung aus 
dem Amt. 


(2) Die Vorsdirlften des Absatzes 1 sind 
entsprechend anzuwenden auf die Riditer des 
ehemaligen Deutschen Obergerichts für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet; soweit sie beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes das fünfund- 
sechzigste Lebensjahr überschritten haben, 
treten sie mit dem Ende des Jahres 1954 in 
den Ruhestand. Ihre Versorgung und die Ver- 
sorgung ihrer Hinterbliebenen richten sidi 
nach dem Bundesbeamtengesetz. 


§4 

Unberührt bleiben 

1. § 119 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1267), 

2. § 211 des Sozialgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin Im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1954 
in Kraft. 
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Begründung 


Bis zum 31. Dezember 1954 gilt für Bundes- 
richter und Mitglieder des Bundesredinungs- 
hofes eine Altersgrenze von 72 Jahren. An 
diesem Tage würden jedoch nach dem augen- 
blicklichen Stand der Gesetzgebung alle Bun- 
desrichter in den Ruhestand treten, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben (§ 1 Abs. 1 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1952 — 
BGBl. I S. 806 — in Verbindung mit § 41 
Abs. 1, § 189 Abs. 1 des Bundesbeamtenge- 
setzes). Lediglich für das Bundesarbeitsgericht 
und das Bundessozialgericht gilt eine Dienst- 
altersgrenze erst vom 1. Januar 1957. 


1. 

Altersgliederung der Bundesgerichte 

Bei dieser Rechtslage würden am 31. Dezem- 
ber 1954 aus dem Amt scheiden: 

Bundesgerichtshof: 

0 Präsident, 3 Senatspräsidenten, 

5 Bundesrichter; 

Bundesverwaltungsgericht: 

1 Präsident, 1 Senatspräsident, 

0 Bundesrichter; 


Bundesdisziplinarhof : 

0 Präsident, 0 Senatspräsident, 

2 Bundesrichter; 

Bun desfinanzhof : 

1 Präsident, 4 Senatspräsidenten, 

4 Bundesrichter; 

Bundesrechnungshof : 

1 Präsident und 1 Vizepräsident, 

3 Direktoren, 5 Ministerialräte. 

Am schwersten betroffen wird der Bundes- 
rechnungshof, der ein Drittel seiner Mitglie- 
der verliert, darunter den Präsidenten, den 
Vizepräsidenten und drei von seinen sechs 
Direktoren. Der Bundesfinanzhof wird nahe- 
zu im gleichen Ausmaß berührt. Es scheiden 
fast ein Drittel seiner Mitglieder und sämt- 
liche Senatspräsidenten aus. Auch der Bun- 
desgerichtshof wird eine erhebliche Anzahl 
seiner Richter verlieren. Nach derzeitigem 
Recht werden adit Mitglieder, darunter ein 
Drittel der Senatspräsidenten des Bundesge- 
riclitshofes, ln den Ruhestand treten. 

Wird dagegen eine Altersgrenze von 68 Jah- 
ren eingeführt, so ergibt sich auch bei den 
hauptsächlich betroffenen Stellen eine noch 
tragbare Personalveränderung. Es scheiden 
aus: 


Altersgrenze: 

68 

65 

63 

65 

68 

65 

Bundesgerichtshof : 

0 

0 Präsident 

2 

3 Senatspräsidenten 

3 

5 Bundesrichter 

Bundesfinanzhof: 

1 

1 Präsident 

1 

4 Senatspräsidenten i 

2 

4 Bundes richter 


Bundesreclinungshof: 0 1 Präsident 1 3 Direktoren | 0 5 Ministerialräte 

und I 

1 Vizepräsident i 


Am Bundesverfassungsgericht besteht eine 
Altersgrenze nur, soweit die Richter aus den 
Mitgliedern der oberen Bundesgerichte zu 
wählen sind (§ 4 Abs. 1 BVerfGG). Von den 
hiernach gewählten 8 Riditern wird lediglich 
ein Richter bis zum 31. Dezember 1954 die 
Altersgrenze von 65 Jahren übersdireiten. 
Für die Richter an dem Bundesarbeitsgericht 
und an dem Bundessozialgericht gilt bis zum 
31. Dezember 1956 keine Altersgrenze (§ 119 
AGG, § 211 SGG). 
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Vergleich mit anderen Altersgrenzen 

Bis zum Inkrafttreten des Deutschen Beam- 
tengesetzes von 1937 galt für die Richter in 
Flamburg eine Altersgrenze von 70 Jahren, 
in Bayern von 68 Jahren, in Württemberg 
von 67 Jahren. In allen anderen deutschen 
Ländern traten die Richter (wie auch nach 
§ 68 Abs. 1, § 171 DBG) mit Vollendung des 
65. Lebensjahres in den Ruhestand. 


Nach 1945 haben Baden, Bayern, Berlin, Bre- 
men, Hessen, Rheinland-Pfalz, Württemberg- 
Baden und Württemberg-Hohenzollern die 
Grenze von 65 Jahren beibehalten. In den 
Ländern der Britischen Zone: Hamburg, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Wcstfalen und Schles- 
wig-Holstein gilt jedoch eine Altersgrenze 
von 68 Jahren (VO des ZJA vom 30. März 
1948 — VOBl. S. 73 — )• 

Aus der früheren Gesetzgebung ist noch 
zu bemerken, daß für Richter oberster 
Gerichte die Altersgrenze ursprünglich höher 
lag. Für das Reichsgericht und das Preuß. 
Oberverwaltungsgericht bestanden zunächst 
keine Altersgrenzen. Bei beiden Gerichten 
wurde später eine Altersgrenze von 68 Jah- 
ren eingeführt (bei dem PrOVG 1920, bei 
dem RG 1923), die dann auf 65 Jahre herab- 
gesetzt wurde (bei dem PrOVG 1924, bei 
dem RG 1937). 

III. 

Vergleich mit ausländischen Bestimmungen 

Nach ausländischen Rechten liegt die Dienst- 
altersgrenze durchweg höher als nach den 
deutsdien Bestimmungen. 

75 Jahre beträgt die Altersgrenze in Kanada 
und teilweise in Belgien. In Frankreich lag sie 
bis 1953 für den Kassationshof ebenso hoch. 
Mehrfach wird jedoch berichtet, daß viele 
Richter vor Erreichung dieses Alters amts- 
unfähig werden oder aus eigenem Entschluß 
ihre Pensionierung nachsuchen. 

72 Jahre sind in Spanien und teilweise in 
Belgien, 70 Jahre in Frankreich, Italien, Hol- 
land, der Schweiz, Portugal sowie bei einigen 
Gerichten in den USA und in Belgien als 
Ruhestandsalter eingeführt. Für die Schweiz 
Ist anzumerken, daß keine ausdrückliche Al- 
tersgrenze besteht, daß es aber Brauch Ist, 
Richter nach Vollendung des 70. Lebensjahres 
nicht wiederzuwählen. 

65 Jahre beträgt die Altersgrenze In Öster- 
reidi und Luxemburg. 

England, Australien, die Schweiz und die USA 
(für den Supreme Court) haben keine Alters- 
grenze eingeführt. Diese Staaten geben je- 
dodi im allgemeinen den Richtern die Be- 
fugnis, mit 70 Jahren ihre Emeritierung zu 
beantragen. 

Eine Besonderheit ausländischer Rechte Ist es, 
die Altersgrenze je nach dem Range des Ge- 
richts zu erhöhen. So hat Belgien eine Alters- 
grenze von 75, 72, 70 Jahren für die Kassa- 
tlons-, Berufs- und Friedensrichter eingeführt. 


In Frankreich galt bis 1953 eine Altersgrenze 
von 75 Jahren für Kassationsrichter und von 
70 Jahren für alle anderen Richter. Eine län- 
gere Dienstzeit für die Richter an höheren 
Gerichten Ist gelegentlich auch in Deutsch- 
land befürw'ortet worden. 

IV. 

Statistische Lebenserwartung 

Der medizinische und zivilisatorische Fort- 
sdiritt in den letzten Jahrzehnten hat die 
durchschnittliche Lebensdauer verlängert. Ein 
Mann im Alter von 30 Jahren, also etwa im 
Anstellungsalter eines deutschen Richters, 
hatte folgende Lebenserwartung: 

1871 auf weitere 31,41 Lebensjahre 

1881 auf weitere 32,11 Lebensjahre 

1901 auf weitere 34,55 Lebensjahre 

1924 auf weitere 38,56 Lebensjahre 

1932 auf weitere 39,47 Lebensjahre 

1946 auf weitere 39,20 Lebensjahre 

1951 auf weitere 41,32 Lebensjahre 

Seit 1871 hat sich also die durchschnittliche 
Lebensdauer um 10 Jahre verlängert. Es kann 
angenommen werden, daß auch die geistige 
Leistungsfähigkeit einige Jahre länger er- 
halten bleibt. Statistische Angaben ocler Be- 
richte zu dieser Frage fehlen allerdings. 

V. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu § 1 Abs. 1 

Die derzeitige Altersgliederung der Bundes- 
richter und der richterlichen Mitglieder des 
Bundesrechnungshofes zwingtauf einige Jahre 
zu einer Erhöhung der Altersgrenze. Andern- 
falls wären die Kontinuität der Reditspre- 
diung und die Heranbildung einer Tradition' 
gefährdet. Die gestiegene Lebenserwartung 
und ein Vergleich mit anderen Rechten spre- 
dien aber darüber hinaus grundsätzlich für 
eine Fleraufsetzung der Altersgrenze. 

Den Besonderheiten der augenbliddichen Al- 
tersgliederung wird hinreichend Rechnung 
getragen durch eine Altersgrenze von 68 Jah- 
ren. Dies kann jedoch nur eine Übergangs- 
regelung sein, die zwcckmäßigerwelse auf den 
31. Dezember 1956 befristet wird. Zu diesem 
Zeitpunkt läuft auch die erwähnte Sonder- 
regelung für das Bundesarbeitsgericht und 
das Bundessozialgericht ab. Das Riditerge- 
setz des Bundes wird die Altersgrenze für 
Richter grundsätzlich festzusetzen haben. Der 
vorliegende Entwurf greift der endgültigen 
Entsdieidung in keiner Weise vor. 
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Zu § 1 Abs. 2 

Mit der persönlichen Unabhängigkeit der 
Richter ist es grundsätzlich nicht zu verein- 
baren, daß die Altersgrenze für den einzel- 
nen Richter individuell heraufgesetzt wird. 
Dies entspricht bereits nach geltendem Recht 
der allgemeinen Auffassung. Es empfiehlt 
sich jedoch, diesen Grundsatz für die Bundes- 
rlchtcr und die Mitglieder des Bundesrech- 
nungshofes ausdrücklich festzulegen. Indem 
die Anwendung von § 41 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes ausgeschlossen wird. 

Zu § 2 

Die Bestimmung dient lediglich der Klarstel- 
lung für diejenigen Bundesrichter und Mit- 
glieder des Bundesrechnungshofes, die bis zum 
Ablauf des Jahres 1954 das 68. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Zu §3 

Eine gleiche Übergangsbestimmung fand sidi 
bereits In § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 
19. Dezember 1952 (BGBl. I S. 806). In der 
neuen Regelung scheint jedoch eine Bestim- 
mung entbehrlich, wonach auch Bewerber, die 


das 65. Lebensjahr vollendet haben, zu Bun- 
desrichtern oder Mitgliedern des Bundesrech- 
nungshofes ernannt werden können (bisher 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1952). Das Bundesbeamtengesetz gestattet 
nunmehr in § 41 Abs. 3 allgemein, daß bei 
erhöhter Altersgrenze auch Bewerber ernannt 
werden, die bereits das 65. Lebensjahr über- 
schritten haben. 

Der Bundesgesetzgeber ist ermächtigt, die 
Rechtsstellung der Richter des ehemaligen 
Deutschen Obergerlchts zu regeln (§ 2 der 
Verordnung über die Auflösung des Deut- 
schen Obergerichts vom 27. Dezember 1951 
— Bundesgesetzbl. I S. 1009 — ). Es scheint 
geboten, die Altersgrenze und die Versorgung 
dieser Riditer der Regelung für Bundesrichter 
anzugleichen. 

Zu §4 

Die Hinweise auf das Arbeitsgerichtsgesetz 
und das Sozialgerichtsgesetz dienen nur der 
Klarstellung. 

Zu § 5 

Die üblidie Berlin-Klausel ist aus grundsätz- 
lichen Erwägungen erforderlich. 
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